
Seite | 1  
AGB´s Stand 09/21 

 

Allgemeine Verkaufs-, Liefer- und Zahlungsbedingungen 

BEHA Bau- und Forsttechnik 

 

§ 1 Allgemeine Bestimmungen 

(1)      Nachstehende Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend „AGB“ genannt) gel-

ten für alle Verträge, Lieferungen, Angebote und sonstigen Leistungen durch die BEHA 

Bau- Forsttechnik (nachfolgend auch „Auftragnehmer“ genannt). Diese sind Bestand-

teile aller Verträge, die der Auftragnehmer mit seinen Vertragspartnern (nachfolgend 

auch „Auftraggeber“ genannt) über die von ihm angebotenen Lieferungen oder Leis-

tungen schließt. Sie gelten auch für alle zukünftige Lieferungen, Leistungen oder An-

gebote an den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart wer-

den. 

(2)      Die AGB´s gelten sowohl gegenüber Kunden, die Verbraucher im Sinne des § 13 BGB 

sind, als auch gegenüber Kunden, die Unternehmer im Sinne des § 14 BGB sind (nach-

folgend zusammen „Kunden“ genannt). Sofern in den AGB nicht ausdrücklich zwischen 

Verbrauchern und Unternehmern unterschieden wird, geltend die AGB sowohl für Ver-

braucher als auch für Unternehmer. Entgegenstehende oder von unseren AGB abwei-

chende Bedingungen des Kunden werden nicht anerkannt, es sei denn, der Auftrag-

nehmer hätte ausdrücklich ihrer Geltung zugestimmt. Die AGB gelten auch dann, wenn 

Kenntnis entgegenstehender oder von den AGB abweichender Bedingungen des Kun-

den besteht und der Vertrag trotzdem vorbehaltlos ausgeführt wird. 

 

§ 2 Angebot und Vertragsschluss 

(1) Alle Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht 

ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte Annahmefrist 

enthalten. Bestellungen oder Aufträge kann der Auftragnehmer innerhalb von vierzehn 

Tage nach Zugang annehmen. 

(2) Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehung zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 

ist der schriftlich geschlossene Kaufvertrag, einschließlich dieser Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen. Dieser gibt alle Abreden zwischen den Vertragsparteien zum Ver-

tragsgegenstand vollständig wieder. Mündliche Zusagen des Auftragnehmers vor Ab-

schluss dieses Vertrages sind rechtlich unverbindlich und mündliche Abreden der 
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Vertragsparteien werden durch den schriftlichen Vertrag ersetzt, sofern sich nicht je-

weils ausdrücklich aus ihnen ergibt, dass sie verbindlich fortgelten. 

(3) Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarung einschließlich dieser 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Zur 

Wahrung der Schriftform genügt die telekommunikative Übermittlung, insbesondere 

per Telefax oder per E-Mail, sofern die Kopie der unterschriebenen Erklärung übermit-

telt wird.  

(4) Angaben des Auftragnehmers zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Ge-

wichte oder Maße) sowie unsere Darstellung desselben (z.B. Abbildungen oder Zeich-

nungen) sind nur annähernd maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertrag-

lich vorgesehenen Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine 

garantierte Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnun-

gen der Lieferung oder Leistung. Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, 

die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen dar-

stellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile sind zulässig, so-

weit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträchti-

gen.  

(5) Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum oder Urheberrecht an allen von ihm ab-

gegebenen Angeboten und Kostenvoranschlägen sowie dem Auftraggeber zur Verfü-

gung gestellten Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen und andere Unterlagen und 

Hilfsmittel vor. Der Auftraggeber darf diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zustim-

mung des Auftragnehmers weder als solche noch inhaltlich Dritte zugänglich machen, 

sie bekannt geben, selbst oder durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat auf Ver-

langen des Auftragnehmers diese Gegenstände vollständig an diesen zurückzugeben 

und eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen 

Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder wenn Verhandlungen nicht zum Ab-

schluss eines Vertrages führen. Ausgenommen hiervon ist die Speicherung elektro-

nisch zur Verfügung gestellter Daten zum Zwecke üblicher Datensicherung.  

 

§ 3 Preise, Zahlungen und Lieferung 

(1) Rechnungsbeträge sind, soweit nichts anderes vereinbart wurde, sofort zu bezahlen, 

sofern nicht etwas anderes schriftlich vereinbart ist. Die Fälligkeit zur Zahlung innerhalb 

von 14 Tagen ab Rechnungsdatum bedarf einer gesonderten Vereinbarung. 
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(2) Maßgebend für das Datum der Zahlung ist der Eingang beim Auftragnehmer. Die Zah-

lung per Scheck ist ausgeschlossen, sofern sie nicht im Einzelfall gesondert vereinbart 

wird. Leister der Auftraggeber bei Fälligkeit nicht, so sind die ausstehenden Beträge 

ab dem Tag der Fälligkeit mit 5 % p.a. zu verzinsen. Die Geltendmachung höherer 

Zinsen und weiterer Schäden im Falle des Verzugs bleiben unberührt.  

(3) a. Soweit nicht ausdrücklich Gegenteiliges vereinbart, sind alle unsere Preisangaben 

freibleibend. Aufgrund von Markt- und Rohstoffschwankungen unterliegen die Preise 

permanenter Veränderungen. 

 

b. Liegt der Liefer- oder Leistungstermin später als vier Monate nach Vertragsschluss, 

ist die BEHA Bau- und Forsttechnik berechtigt, nach rechtzeitiger Benachrichtigung 

des Bestellers und vor Ausführung der Leistung oder Auslieferung der Ware, den Preis 

der Ware oder Leistung in der Weise bei wesentlichen Veränderungen so anzupassen, 

wie es aufgrund der allgemeinen außerhalb unserer Kontrolle stehenden Preisentwick-

lung erforderlich ist. Eine wesentliche Änderung der Stahlpreise wird dann angenom-

men, wenn der veröffentliche Wert des Indexes des statischen Bundesamtes für Stahl 

für den Kalendermonat, in dem das Angebot durch den Auftragnehmer gelegt wurde, 

um 5% abweicht. Ein höherer als den ursprünglich vereinbarten Preis kann nur dann 

gefordert werden, wenn der Kunde spätestens 7 Tage vor Lieferung über die Preisan-

passung informiert wird. 

 

c. Erhöht sich der Preis in obigen Fall (vgl. b)) gegenüber dem Zeitpunkt der Bestellung 

um mehr als 5 %, ist der Kunde berechtigt, binnen drei Tage nach Empfang der Infor-

mation über die Preiserhöhung vom Vertrag zurückzutreten. 

 

d. Der Auftraggeber hat das Recht, bei Verträgen mit einer vereinbarten Lieferzeit von 

mehr als vier Monaten, bei einer wesentlichen Abweichung des Stahlpreises von 5% 

den Eintritt in ergänzende Verhandlungen zu verlangen. Die Verhandlungsabsicht ist 

dem Auftragnehmer unverzüglich mitzuteilen. 

 

e. Bei Lieferungen oder Leistungen innerhalb von vier Monate gilt in jedem Fall der am 

Tag des Vertragsabschlusses gültige tagesaktuelle Preis. 

 

(4) Die Aufrechnung mit Gegenansprüche des Auftraggebers oder die Zurückbehaltung 

von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit die Gegenansprüche 

unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 
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(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, noch ausstehende Lieferungen oder Leistungen nur 

gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen oder zu erbringen, wenn 

ihm nach Abschluss des Vertrages Umstände bekannt werden, welche die Kreditwür-

digkeit des Auftraggebers wesentlich zu mindern geeignet sind und durch welche die 

Bezahlung der offenen Forderungen des Auftragnehmers durch den Auftraggeber aus 

dem jeweiligen Vertragsverhältnis  gefährden wird. 

 

§ 5 Lieferzeit  

(1) Vom Auftragnehmer in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leis-

tungen gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder 

ein fester Termin zugesagt oder vereinbart ist. Sofern Versendung vereinbart wurde, 

beziehen sich Lieferfristen und Liefertermine auf den Zeitpunkt der Übergabe an den 

Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem Transport beauftragten Dritten. 

(2) Der Auftragnehmer kann – unbeschadet seiner Rechte aus Verzug des Auftraggebers 

– vom Auftraggeber eine Verlängerung von Liefer- und Leistungsfristen oder eine Ver-

schiebung von Liefer- und Leistungsterminen um den Zeitraum verlangen, in dem der 

Auftraggeber seinen vertraglichen Verpflichtungen dem Auftragsnehmer gegenüber 

nicht nachkommt.  

(3) Der Auftragnehmer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder für Lieferungsver-

zögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt des Ver-

tragsschlusses nicht vorhersehbare Ereignisse (z.B. Betriebsstörungen aller Art, 

Schwierigkeiten in der Materialbeschaffung, Transportverzögerungen, Streikts, recht-

mäßige Aussperrungen Mangel an behördlichen Genehmigungen, behördliche Maß-

nahmen oder die ausbleibende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige Belieferung durch 

Lieferanten) verursacht worden sind, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat. So-

fern solche Ereignisse dem Auftragnehmer die Lieferung oder Leistung wesentlich er-

schweren oder unmöglich machen und die Behinderung nicht nur von vorübergehender 

Dauer ist, ist der Auftragnehmer zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei Hindernis-

sen vorübergehender Dauer verlängert sich die Liefer- oder Leistungsfristen oder ver-

schieben sich die Liefer- oder Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung zu-

züglich einer angemessenen Anlauffrist. Soweit dem Auftraggeber infolge der Verzö-

gerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht zuzumuten ist, kann er durch 

unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer vom Vertrag zu-

rücktreten.  
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(4) Gerät der Auftragnehmer mit einer Lieferung oder Leistung in Verzug oder wird ihm 

eine Lieferung oder Leistung, gleich aus welchem Grunde, unmöglich, so ist die Haf-

tung des Auftragnehmers auf Schadensersatz nach Maßgabe des § 8 dieser Allgemei-

nen Lieferbedingungen beschränkt. 

 

§ 6 Eigentumsvorbehalt  

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen Forderun-

gen aus dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung behalten wir uns 

das Eigentum an den verkauften Waren vor. 

(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger Bezahlung 

der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet noch zur Sicherheit übereig-

net werden. Der Auftraggeber hat die BEHA Bau- und Forsttechnik unverzüglich schrift-

lich zu benachrichtigen, wenn ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens ge-

stellt oder soweit Zugriffe Dritter (z.B. Pfändungen) auf die uns gehörenden Waren er-

folgen. 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers, insbesondere bei Nichtzahlung des 

fälligen Kaufpreises ist die BEHA Bau- und Forsttechnik berechtigt, nach den gesetzli-

chen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten oder/uns die Ware auf Grund des Ei-

gentumsvorbehalts heraus zu verlangen. Das Herausgabeverlangen beinhaltet nicht 

zugleich die Erklärung des Rücktritts; der Auftragnehmer ist vielmehr berechtigt, ledig-

lich die Ware heraus zu verlangen und den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der Auftrag-

geber den fälligen Kaufpreis nicht, darf der Auftragnehmer diese Rechte nur gelten 

machen, wenn dem Auftraggeber zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur Zahlung 

gesetzt haben oder eine derartige Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften ent-

behrlich ist. 

(4) Der Auftraggeber ist bis auf Widerruf gemäß unten (c) befugt, die unter Eigentumsvor-

behalt stehenden Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern 

und/oder zu verarbeiten. In diesem Fall geltend ergänzend die nachfolgenden Bestim-

mungen. 

 

a. Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Vermischung 

oder Verbindung unserer Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, 

wobei wir als Hersteller gelten. Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung oder 

Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwerben wir 

Miteigentum im Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeiteten, vermischten 
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oder verbundenen Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis das 

Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. 

b. Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entstehenden 

Forderungen gegen Dritte tritt der Auftraggeber schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe 

unseres etwaigen Miteigentumsanteils gemäß vorstehendem Absatz zur Sicherheit 

an uns ab. Wir nehmen die Abtretung an. Die in Abs. 2 genannten Pflichten des 

Auftraggeber gelten auch in Ansehung der abgetretenen Forderungen. 

c. Zur Einziehung der Forderung bleibt der Auftraggeber neben uns ermächtigt. Wir 

verpflichten uns, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Auftraggeber seinen 

Zahlungsverpflichtungen uns gegenüber nachkommt, kein Mangel seiner 

Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den Eigentumsvorbehalt nicht durch Ausübung 

eines Rechts gem. Abs. 3 geltend machen. Ist dies aber der Fall, so können wir 

verlangen, dass der Auftraggeber uns die abgetretenen Forderungen und deren 

Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die 

dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung 

mitteilt. Außerdem ist die BEHA Bau- und Forsttechnik in diesem Fall berechtigt, 

die Befugnis des Auftraggeber zur weiteren Veräußerung und Verarbeitung der 

unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 

d. Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten unsere Forderungen um mehr 

als 10 %, wird die BEHA Bau- und Forsttechnik auf Verlangen des Auftraggebers 

Sicherheiten nach eigener Wahl freigeben. 

 

§ 7 Mängel und Gewährleistung  

(1) Für die Rechte des Auftraggebers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich 

Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter Mon-

tageanleitung) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes 

bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften bei 

Endlieferung der unverarbeiteten Ware an einen Verbraucher, auch wenn dieser sie 

weiterverarbeitet hat (Lieferantenregress gem. §§ 478 ff. BGB). Ansprüche aus Liefe-

rantenregress sind ausgeschlossen, wenn die mangelhafte Ware durch den Auftrag-

geber oder einen anderen Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, 

weiterverarbeitet wurde. 

(2) Grundlage dieser Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaffenheit der Ware 

getroffene Vereinbarung. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit der Ware gelten 

alle Produktbeschreibungen, die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder von 
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uns (insbesondere in Katalogen oder auf unserer Internet-Homepage) öffentlich 

bekannt gemacht wurden. 

(3) Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung 

zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 1 S. 2 und 3 BGB). Für 

öffentliche Äußerungen des Herstellers oder sonstiger Dritter (zB Werbeaussagen) 

wird jedoch keine Haftung übernommen. 

(4) Die Mängelansprüche des Unternehmers setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen 

Untersuchungs- und Rügepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich 

bei der Lieferung, der Untersuchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein 

Mangel, so ist uns hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. Versäumt der 

Unternehmer die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist unsere 

Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten 

Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen. 

(5) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, kann die BEHA Bau- und Forsttechnik zunächst 

wählen, ob Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch 

Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) geleistet wird. Das Recht, die 

Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt 

unberührt. 

(6) Die BEHA Bau- und Forsttechnik ist berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon 

abhängig zu machen, dass der Auftraggeber den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der 

Auftraggeber ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen 

Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

(7) Der Auftraggeber hat die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und 

Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu 

übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat der Auftraggeber die mangelhafte Sache 

nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben. Die Nacherfüllung beinhaltet 

weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn wir 

ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet waren. 

(8) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 

insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf. Ausbau- und 

Einbaukosten tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung, 

wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können die aus dem unberechtigten 

Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- und 
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Transportkosten) vom Auftraggeber ersetzt verlangt werden, es sei denn, die fehlende 

Mangelhaftigkeit war für den Auftraggeber nicht erkennbar. 

(9) In dringenden Fällen, zB bei Gefährdung der Betriebssicherheit oder zur Abwehr 

unverhältnismäßiger Schäden, hat der Auftraggeber das Recht, den Mangel selbst zu 

beseitigen und Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. 

Von einer derartigen Selbstvornahme ist der Auftragnehmer unverzüglich, nach 

Möglichkeit vorher, zu benachrichtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn 

der Auftragnehmer berechtigt wäre, eine entsprechende Nacherfüllung nach den 

gesetzlichen Vorschriften zu verweigern. 

(10) Ist die Nacherfüllung fehlgeschlagen oder eine für die Nacherfüllung vom Auftrageber 

zu setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen 

Vorschriften entbehrlich ist, kann der Auftraggeber, der nicht Verbraucher ist, vom 

Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen 

Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 

(11) Ansprüche des Auftraggeber auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher 

Aufwendungen bestehen auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von § 8 und sind im 

Übrigen ausgeschlossen. 

 

§ 8 Haftung BEHA Bau- und Forsttechnik  

(1) Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts 

anderes ergibt, haftet die BEHA Bau- und Forsttechnik bei einer Verletzung von 

vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Auf Schadensersatz haftet die BEHA Bau- und Forsttechnik – gleich aus welchem 

Rechtsgrund – im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober 

Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit wird vorbehaltlich eines milderen 

Haftungsmaßstabs nach gesetzlichen Vorschriften (zB für Sorgfalt in eigenen 

Angelegenheiten) nur gehaftet 

 

a. für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

b. für Schäden aus der nicht unerheblichen Verletzung einer wesentlichen 

Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 

des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 

Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere 
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Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 

Schadens begrenzt. 

 

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei 

Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Personen, deren Verschulden die BEHA 

Bau- und Forsttechnik nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten 

nicht, soweit ein Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 

Beschaffenheit der Ware übernommen wird sowie für Ansprüche des Auftraggebers 

nach dem Produkthaftungsgesetz. 

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der 

Auftraggeber nur zurücktreten oder kündigen, wenn der Auftragnehmer die 

Pflichtverletzung zu vertreten hat. Ein freies Kündigungsrecht des Auftraggebers 

(insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die 

gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

 

§ 9 Gewährleistungsfristen und Verjährung 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Gewährleistungsfrist 

für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Ab-

nahme vereinbart ist, beginnt die Gewährleistungsfrist mit der Abnahme. 

(2) Wird im Rahmen der Gewährleistung nachgebessert oder nachgeliefert, so löst dies 

keinen neuen Beginn der Gewährleitungsfrist aus. 

(3) Bei gewerblicher und/oder beruflicher Nutzung wird bei gebrauchten Produkten die Ge-

währleistung ausgeschlossen. 

(4) Die vorstehenden Gewährleistungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche 

oder außervertragliche Schadensersatzansprüche des Auftraggebers, die auf einem 

Mangel der Ware beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen 

Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. 

Schadensersatzansprüche des Auftraggebers nach § 8 Abs. 2 S. 1 und S. 2 a. sowie 

nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch ausschließlich nach gesetzlichen 

Verjährungsfristen. 

 

§ 10 Datenschutz 

(1) BEHA Bau- und Forsttechnik wird im Hinblick auf die personenbezogenen Daten der 
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Kunden die maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen wahren (insbesondere die 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und das Bundesdatenschutzgesetz).  

(2) Personenbezogene Daten werden von BEHA Bau- und Forsttechnik erhoben, 

gespeichert, verarbeitet und genutzt, wenn, soweit und solange dies für die 

Begründung, die Durchführung oder die Beendigung dieses Vertrags erforderlich ist. 

Eine weitergehende Erhebung, Speicherung, Verarbeitung und Nutzung der 

personenbezogenen Daten erfolgt nur, soweit eine Rechtsvorschrift dies erfordert oder 

erlaubt oder der Kunde eingewilligt haben.  

(3) Dem Kunden ist bekannt, dass zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen und 

Erfüllung dieses Vertrages die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung auf Basis von Art. 

6 Abs. 1 lit. b) DSGVO unter anderem von dessen Name, Verbraucher- bzw. 

Unternehmereigenschaft und Adresse erforderlich sind.  

(4) BEHA Bau- und Forsttechnik ist berechtigt – im Rahmen des gesetzlich Zulässigen – 

zum Zweck der Entscheidung über die Begründung, Durchführung oder Beendigung 

des Vertrages das Risiko von Zahlungsausfällen auf der Kundenseite zu prüfen. Die 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten zu diesem Zweck erfolgt auf Basis 

von Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO.  

 

§ 11 Schlussbestimmung 

(1) Änderungen oder Ergänzungen des Vertrags, der Vertragsannahme oder dieser 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen haben schriftlich zu erfolgen. Einseitige 

Änderungen oder Ergänzungen eines Vertragspartners sind unwirksam. 

(2) Diese AGB und auf ihrer Grundlage geschlossene Verträge unterliegen dem Recht der 

Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. Ist der Kunde 

Verbraucher, bleiben die zwingenden Bestimmungen der Rechtsordnung des Staates 

unberührt, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(3) Sofern der Kunde Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist , oder keinen allgemeinen Gerichtsstand in 

Deutschland hat  oder nach Vertragsschluss den  Wohnsitz ins Ausland verlegen oder 

der Wohnsitz zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, ist der Gerichtsstand 

für sämtliche Verträge, die unter Einbeziehung dieser AGB geschlossen werden, das 

für BEHA Bau- und Forsttechnik zuständige Gericht am Sitz des Auftraggebers 

(Deutschland). 

(4) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein, wird die Wirksamkeit der 
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übrigen Bestimmungen davon nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich, anstelle der 

unwirksamen Bestimmung eine dieser Bestimmung möglichst nahekommende 

wirksame Regelung zu treffen. 

 


